
A Z  FL-9494 Schaan 114. Jahrgang Nr. 56 Dienstag, 10. März 1992 

SicditeitMiterSBotitoWdt 
Erscheint Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag, Freitag und Samstag • Jeden Donnerstag Grossauflage • Amtliches Publikationsorgan • Tel.(075) 2 42 42 • Einzelpreis: 60 Rp.  

Wird das Staatsvertragsreferendum in unserem Land eingeführt? 
A m  kommenden Wochenende findet die Abstimmung über die Initiative der Gewerbe- und Wirtschaftskammer statt - Hintergrund ist der EWR-Vertrcig 

(G.M.)  - Wollen die Stimmbürgerin
nen und Stimmbürger in Zukunft über 
Staatsverträge an der Urne entscheiden? 
Um diese Frage geht es letztlich am kom
menden Wochenende, wenn über die In
itiative der Gewerbe- und Wirtschafts
kammer zur Einführung des fakultativen 
Staatsvertragsreferendums die Entschei
dung fallt. Gegner wie Befürworter ha
ben sich bereits zu Worte gemeldet, Vor-
und Nachteile sind abgewogen worden 
und werden in dieser Abstimmungswoche 
noch weiter erörtert. Da die Fortschrittli
che Bürgerpartei (FBP) in verschiedenen 
Veranstaltungen das Für und Wider der 
Initiative kontrovers diskutiert hat und 
die Vaterländische Union (VU) die Ab
lehnungsparole sogleich wieder relativier
te, sind die Bürgerinnen und Bürger auf
gefordert, ihre Entscheidung nach eige
nem Gutdünken zu treffen. 

Dass die Initiative zur Einführung des 
Staatsvertragsreferendums derzeit keine 
hohen Wellen in der  Öffentlichkeit wirft, 
mag verschiedene Gründe haben. 

Einerseits dürfte der Zeitpunkt relativ 
ungünstig liegen, denn über die Fas
nachtszeit sind ernste politische Themen 
kaum an die Frau bzw. an den Mann zu 
bringen. Anderseits ist die Thematik 
nicht ganz neu, denn bereits im März 
1989 stand eine ähnlich lautende Initiati
ve - damals von der Freien Liste lanciert 
- vor der Abstimmung. Bei einer für 
liechtensteinische Verhältnisse eher nied
rigen Stimmbeteiligung von knapp 65 
Prozent lehnten vor drei Jahren 56,8 Pro-

NOK: Trotz Absatzplus 
rückläufiges Ergebnis 

Baden (AP) Die Nordostschweizeri
sche Kraftwerke A G  (NOK) ist mit dem 
rückläufigen Abschluss des Geschäftsjah
res 1990/1991 «knapp zufrieden». Bela
stend gewesen seien vor allem das stei
gende Zinsniveau und die hohe Infla
tionsrate, sagte Direktionspräsident 
Franz Josef Härder  an  der  Bilanzpresse
konferenz vom Montag in Baden (AG).  
Für  1993 stellte er eine Tariferhöhung in 
Aussicht. Zum NOK-Gebiet gehört auch 
Liechtenstein. 

Die Erträge der NOK stiegen im Ver
gleich zum Vorjahr um 6,2 Prozent auf 
1,516 Milliarden Franken. DerCash-flow 
(selbst erarbeitete Mittel) verringerte sich 
um 6,1 Prozent auf 326,4 Millionen Fran
ken. Ausgewiesen wird ein gegenüber 
dem Vorjahr um 3,4 Prozent kleinerer 
Reingewinn von 22,4 Millionen Franken. 
D e r  Aktionärsversammlung wird eine un
veränderte Dividende von sechs Prozent 
beantragt. 

De r  Stromverbrauch im NOK-Einzugs-
gebiet mit rund zwei Millionen Einwoh
nern stieg im Geschäftsjahr 1990/1991, 
wie bereits berichtet, um 3,2 Prozent auf 
12,618 Milliarden Kilowattstunden 
(kWh); das NOK-Gebiet umfasst die 
Kantone Aargau, Appenzell-Innerrho
den und -Ausserrhoden, Glarus, Schaff
hausen, St. Gallen, Thurgau, Zug und 
Zürich, aber auch das Fürstentum Liech
tenstein und die deutsche Stadt Kon
stanz. Der  Zuwachs wurde von Direktor 
Heinz Baumgartner vor allem der anhal
tenden generellen Elektrifizierung und 
Automatisierung sowie dem Ausbau der 
Informatik zugeschrieben. 

Sporen lohnt sich! 
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zent der Stimmberechtigten das Ansin
nen für einen weitergehenden Einbezug 
des Volkes in aussenpolitische Entschei
dungen ab. Doch heute sieht die Situa
tion, da nicht mehr der  UNO-Beitritt, 
sondern die Frage der Teilnahme am 
E W R  im Hintergrund steht, etwas anders 
aus. Mit leichtem Spott kommentierte 
vor kurzem der frühere Regierungschef 
Dr. Walter Kieber die damalige Aus
gangslage: «Die damalige Initiative hatte 
formelle Mängel und kam ganz offen
sichtlich aus der  falschen politischen 
Ecke, so dass die beiden in Regierung 
und Parlament vertretenen Parteien 
leichtes Spiel hatten, dem Stimmbürger 
einzureden, dass seine Mitsprache bei 
Staatsverträgen nur schädlich sein 
könne.» 

Argumente dafür und dagegen 
Die Gewerbe- und Wirtschaftskammer 

verfügt mit ihrem Schlagwort «für den 
Ausbau der liechtensteinischen Demo
kratie durch ein erweitertes Mitbestim
mungsrecht des Volkes» über eine griffi
ge Formel, zumal die Informationspolitik 
der Regierung in Sachen E W R  in den 
letzten Monaten viele Bürgerinnen und 
Bürger verunsicherte und möglicherweise 
zur weit verbreiteten Skepsis gegenüber 
dem EWR-Vertrag beitrug. Die Regie
rung hat die Argumente dafür und dage
gen in einer kleinen, eher bescheiden aus
gefallenen Abstimmungsbroschüre aufge
listet und gleichzeitig die Stimmberech
tigten zu einem Nein aufgerufen. Wäh
rend die Gewerbe- und Wirtschaftskam
mer argumentiert, es widerspreche dem 

demokratischen Empfinden, dass das 
Volk von einer Mitsprache bei Staatsver
trägen nach wie vor ausgeschlossen blei
be, obwohl diese Verträge immer stärker 
in die wirtschaftlichen, sozialen und öko
logischen Rechte und Interessen der Bür
ger eingreifen, sieht die Regierung - mit 
Blick auf die Abstimmung vor drei Jah
ren - «keinen Grund für die Stimmbürge
rinnen und Stimmbürger, die Meinung zu 
ändern.» Landtagspräsident Dr. Karl
heinz Ritter (VU), der sich im Landtag 
mit Vehemenz gegen die Einführung des 
Staatsvertragsreferendums gewehrt hat
te, befürchtet in einem Interview, dass 
die Aussenpolitik in die «parteipolitische 
Auseinandersetzung» hineingezogen wer
den könnte, wenn jeweils vor einer Ab
stimmung über einen Staatsvertrag das 
Für und Wider öffentlich abgewogen wer
den müsste. E r  macht den Stimmberech
tigten deshalb die Empfehlung, «den Ent
scheid jenen Leuten zu überlassen, die 
sich von Verfassungswegen mit der  Sach
lage vertraut machen müssen.» 

Demokratie und Volksrechte 
Gegenüber dieser Auffassung, dass die 

gewählten Organe besser in der Lage wä
ren, die aussenpolitischen Angelegenhei
ten zu beurteilen, vertritt die Gewerbe-
und Wirtschaftskammer die Ansicht, dass 
es «anmassend und ungerechtfertigt» sei, 
dem «Volk die Fähigkeit abzusprechen, 
die Auswirkungen eines Staatsvertrages 
zu erkennen.» Nach ihrer Darstellung bil
det die verfassungsmässige Verankerung 
des Staatsvertragsreferendums vielmehr 
«eine Rückendeckung für die Regierung» 

bei Verhandlungen: «Ein Staat wie 
Liechtenstein, der keine Macht besitzt, 
muss sich bei Vertragsverhandlungen we
nigstens darauf berufen können, dass er  
ein demokratischer Staat ist, in dem nach 
dem Willen des Volkes regiert wird.» 

Eine andere Einstellung lässt Regie
rungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wil
le erkennen, der das Staatsvertragsrefe-
rendum als innenpolitisches Instrument 
bezeichnet und vor einer «Demokratisie
rung der Aussenpolitik» warnt. Für Re
gierungschef Hans Brunhart zeichnet sich 
die Gefahr ab, dass sich in kurzer Zeit die 
Gewichte innerhalb der monarchisch-de
mokratischen Verfassung verschieben 
und der für unser Land wichtige Hand-
lungs- und Bewegungsspielraum im aus
senpolitischen Bereich wegfallen würde. 

«Fürst, Landtag und Regierung», heisst 
es deshalb in der Botschaft der Regierung 
an die Stimmberechtigten, «haben eigen
ständige Kompetenzen neben denen des 
Volkes. Diese dürfen nicht als Gegen
stück oder als Hindernis der direkten De
mokratie und somit negativ verstanden 
werden, sondern sind als notwendige 
komplementäre Elemente, die für das 
Funktionieren unseres staatlichen Sy
stems unabdingbar sind, zu betrachten.» 

Wie angekündigt, lassen wir im Innern 
der heutigen Ausgabe wieder eine Stimme 
zu Worte kommen. Ausserdem drucken 
wir die Stellungnahme der Gewerbe- und 
Wirtschaftskammer sowie die Gegen-Be-
gründung der Regierung ab. 

Neue Technologien zielen in die richtige Richtung 
Heute erscheint die zweite Ausgabe der VOLKSBLATT-Sonderausgabe von «Bauen und Renovieren» 

Zusammen mit dem heutigen VOLKSBLATT erscheint die zweite von insgesamt drei Sonderausgaben zum Thema «Bauen und 
Renovieren». Darin wird versucht, der Leserschaft zum Teil recht ungewöhnliche, aber auch neue Technologien näherzubringen, 
die zu überdenken es sich durchaus lohnt. Interessante Beiträge über die verschiedensten Bereiche des Bauens sowie ein Überblick 
über das vielfältige Angebot unseres Baugewerbes runden die März-Nummer von «Bauen und Renovieren» ab. Die dritte und letzte 
Ausgabe in diesem Jahr erscheint Mitte April. (Bild: R. Konter) 

KOMMENTAR 
Regierungsarbeit verlangt nach Prioritä

ten, nach Gewichtung und  teilweise auch 
bevorzugter Behandlung bestimmter Ar
beiten. Anhand der gesetzten Prioritäten 
lassen sich zweifellos Schlüsse ziehen auf 
den Zustand einer Regierung, a u f  die Be
findlichkeiten - und auch auf  die Emp
findlichkeiten. Ein besonderes Beispiel in 
dieser Richtung lieferte Regierungschef 
Hans Brunhart vor wenigen Tagen. Nach
dem alt Regierungschef Dr. Walter Kieber 
der Regierung das EWR-Verhandlungser-
gebnis als nicht ausreichend fü r  unser 
Land hingehalten und  auch nicht an Vor
würfen gespart hatte, blieb der Regie
rungschef als zuständiger Ressortinhaber 
f ü r  Aussenpolitik ohne Worte. Er gab 
auch keine Erklärung ab, ob  das von Kie
ber im wirtschaftlichen Bereich angekiin-

Prioritäten? 

digte Szenarium mit  fatalen Auswirkungen 
a u f  die jetzige Wirtschaftsstruktur bei 
einem EWR- oder EG-Beitritt der Wirk
lichkeit entsprechen könnte, und blieb bis
lang auch eine Antwort schuldig a u f  die 
Frage, ob diesbezügliche Abklärungen 
von den zuständigen Stellen vorgenom
men wurden und ob  diese Prognosen die 
Befürchtungen erhärteten. 

Nichs von alledem, aber dafür eine Stel
lungnahme durch das A m t  f ü r  Volkswirt
schaft, die sich - wie sich postwendend 
herausstellte - gar nicht vom A m t  für  
Volkswirtschaft stammte. Zumindest hat 
sich der Amtsleiter, angesprochen a u f  eini
ge Ungenauigkeiten im besagten Papier, 
von dieser Stellungnahme distanziert. 

So weit so gut, jeder liat seinen persön
lichen Stil! Doch traute man die Augen 
kaum, als gleichzeitig mit dem offenen 
Brief der Gleichberechtigungskommis
sion, in dem der Rücktritt der Mitglieder 
der Öffentlichkeit mitgeteilt wurde, i m  
«Liechtensteiner Vaterland» bereits eine 
umfangreiche Stellungnahme des Regie
rungschefs höchstpersönlich erschien. In  
dieser Stellungnahme ging Regierungschef 
Hans Brunhart recht detailliert au f  die 
Vorwürfe dieser Arbeitsgruppe ein und 
verneinte, dass die Regierung dem Anlie
gen der Gleichberechtigung kein Augen
merk geschenkt habe. 

Die prompte Reaktion a u f  den Rücktritt 
der Gleichberechtigungskommission und 
das Schweigen au f  Erklärungen im EWR-
Bereich lassen die Frage nach den Priori
täten aufkommen, die derzeit im «grossen 
Haus» gesetzt werden. Ohne die Arbeit 
der Gleichberechtigungskommission nur 
im geringsten in Zweifel stellen zu wollen, 
darf  doch mit Fug und Recht behauptet 
werden, dass in der heutigen Umbruch
sphase in Europa, mit  dem Feilschen u m  
den EWR-Vertrag und  im Hinblick auf 
eine Annäherung an die EG,  den integra
tionspolitischen Angelegenheiten eigent
lich Priorität eingeräumt werden sollte. 
Doch offenbar setzt der Regierungschef 
andere Prioritäten. (G.M.)  

Gegen Betäubungsmittelmissbrauch 
Bundesrat will internationale Abkommen unterzeichnen 

Bern (AP) Der Schweizer Bundesrat 
will drei internationale Abkommen zur 
Bekämpfung des Betäubungsmittelmiss
brauchs unterzeichnen. Es handle sich 
dabei um einen Akt der Solidarität und 
der internationalen Zusammenarbeit. 
Die Abkommen stellten aber auch eine 
Massnahme zur Verminderung der Dro
genprobleme dar. Der Bundesrat er
mächtigte am Montag das EDI, die nötig 
werdende Änderung des Betäubungsmit
tel- gesetzes und die drei Abkommen in 
die Vernehmlassung zu schicken. 

Das Psychotropen-Übereinkommen 
regelt die Kontrolle und den Umgang mit 
Halluzinogenen, Hypnotika, Aufputsch
und Beruhigungsmitteln, wie aus der Mit
teilung des Eidgenössischen Departe
mentes des Innern (EDI) hervorgeht. 
Um die Bedingungen dieses Abkommens 
zu erfüllen, müsse die Schweiz Schlaf-
und Beruhigungsmittel und deren Vor
läuferstoffe durch das Betäubungsmittel
gesetz erfassen. Dabei handelt es sich 

insbesondere um Barbiturate und Benzo
diazepine. Das Zusatzprotokoll zum Ein
heitsübereinkommen verstärkt gemäss 
E D I  die internationale Betäubungsmit
telkontrolle. Das Übereinkommen gegen 
den unerlaubten Verkehr mit Betäu
bungsmitteln soll die internationale Zu
sammenarbeit zur Bekämpfung des ille
galen Handels fördern. E r  erfasst die 
Vorläuferstoffe, aus denen Betäubungs
mittel hergestellt werden können, ver
pflichtet zur Beschlagnahmung und Ein
ziehung von Erträgen aus dem illegalen 
Betäubungsmittelhandel und zur Rege
lung der Geldwäscherei. Neben Strafen 
seien auch Behandlungs- und Rehabilita-
tionsmassnahmen vorgesehen, schreibt 
das E D I .  

Weiter nahm der Bundesrat zustim
mend Kenntnis von einem Bericht der 
Schweizer Delegation bei der  Internatio
nalen Task Force über chemische Sub
stanzen zur illegalen Drogenherstellung. 

Keine «Todesengel» in St. Gallen 
St. Galler Behörden weisen Vorwürfe zurück 

St.Gallen (spk) Ganz entschieden zu
rückgewiesen haben die St.Galler Behör
den am Montag Vorwürfe des «Schweize
rischen Beobachters» in Zusammenhang 
mit möglichen Fällen aktiver Sterbehilfe 
am Kantonsspital. Es stimme nicht, dass 
Verfahren verschleppt und deren Ergeb
nisse hätten verheimlicht werden sollen, 
betonte dazu Staatsanwalt Daniel Blumer 
vor den Medien. 

Wie die Chronologie der Ereignisse 
und das Ergebnis der Untersuchungen 
zeige, seien die Vorwürfe an die Justiz 
«absurd». Im «Beobachter«-Bericht wür
den verschiedene Fälle vermischt, sagte 
Blumer. Da  seien Vorfälle, die schon 
Jahre zurücklägen und in denen immer 
noch Verfahren hängig seien, «reisse-
risch» aufgemacht worden, kritisierten 
auch die St.Galler Gesundheitsbehörden. 

In einem Fall aktiver Sterbehilfe soll 
allerdings Anklage gegen einen ehemals 
auf der  Intensivstation des Spitals be
schäftigten Pfleger erhoben werden. Ge

mäss «Beobachter«-Bericht könnte der  -
heute nicht mehr in St.Gallen lebende 
und nicht mehr auf dem erlernten Beruf 
arbeitende - Mann im Dezember 1987 
einen unheilbar Kranken mit einer Ka-
lium-Spritze getötet haben. 

Das Verfahren in diesem Fall war auf
grund einer Anzeige des Gesundheitsde-
partementes eröffnet worden. Die Öf
fentlichkeit wurde im Januar 1988 dar
über  informiert. Departementssekretär 
Roman Wüest und Vertreter der Spital
leitung wehrten sich deshalb am Montag 
gegen die Kritik, man habe versucht, die 
Affäre zu vertuschen. Das Spital habe im 
Gegenteil Interesse daran, Licht in diesen 
Fall zu bringen. 

Im Zuge seiner Nachforschungen hatte' 
der  vom «Beobachter» angeschossene 
Untersuchungsrichter seine Arbeit schon 
früh auf alle 157 Todesfälle auf der Inten
sivstation zwischen 1981 und 1987 ausge
dehnt. 


